
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This articie is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the World byJSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articies, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.istor.org/participate-istor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerfui research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



Ueber die Gemeindesteuern in England. 



Von Prof. Dr. C. 6. Kries in Berlin. 



Zweiler Artikel. 



V. Beschaffenheit der Gemeindesteaern. 

Die Verhällnisse der Gemeindesteuern in England tragen, 
wie fast alle Gestallungen des öffentlichen Lebens daselbst, noch 
heute deutliche Spuren ihres Entwickelungsprocesses. 

Eine Steuer wurde — wie diess während des Mittelalters 
auch auf dem Continent üblich war — der Regel nach für einen 
bestimmten Zweck erhoben und nach diesem Zwecke, nicht 
nach dem Gegenstande oder der Form der Besteuerung — be- 
nannt. Für jeden besonderen Zweck wurde ursprünglich auch 
eine besondere Steuer ausgeschrieben. So wurden z. B. die 
Friedensrichter unter Heinrich VIII. ermächtigt, von den Be- 
wohnern der Grafschaft eine Steuer zum Bau von Brücken zu 
erheben. Nach und nach wurde darauf die Erhebung von noch 
sechs anderen besonderen Steuern angeordnet, so eine zum Bau von 
Gefängnissen für Verbrecher; eine andere zum Bau von Cor- 
rectionshäusern für Vagabunden; eine andere zur Bestreitung 
der Transportkosten von Vagabunden u. s. w. Es dauerte bis 
zur Regierung Georg II., dass diese sieben besondern Steuern zu 
einer einzigen Grafschaftssteuer (Counfy rate) vereinigt 
wurden, aus welcher die verschiedenen Bedürfnisse, deren Vor- 
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sorge den Friedensrichtern der Grafschaft übertragen war, nun- 
mehr bestritten werden sollten '). 

Seit der Regierungszeit der Tudors, von wo an die Er- 
hebung von Geldabgaben für Gemeindezwecke üblich wurde, 
haben die Gesetze nahebei 200 Gegenstände aufgeführt, für 
welche besondere Gemeindesteuern erhoben werden sollten. 
Viele derselben kamen nur selten in Anwendung, oder waren 
ihrem Betrage nach sehr geringfügig, wie denn in einer Akte 
Elisabeths bestimmt war, dass eine gewisse Steuer nicht mehr 
als 6 d. wöchentlich auf ein Kirchspiel, eine andere nicht 
weniger als 20 s. jährlich für die Grafschaft betragen 
sollte ^). 

Andere waren ihrem Zwecke nach sehr wenig von einander 
zu unterscheiden, wie denn z. B. zur Bestreitung der Polizei- 
kosten aus sechs verschiedenen Steuern Beiträge geleistet wurden '). 

Die Beschwerlichkeit und selbst Unausführbarkeit der be- 
sonderen Veranlagung und Erhebung so geringfügiger Summen 
erzeugte das Bedürfniss einer Vereinigung der vielen verschie- 
denen Steuern in einige wenige. Zum Theil geschah diess durch 
die Gesetzgebung, wie in Beziehung auf die Grafschaftssteuer 
vorhin beispielsweise angegeben wurde. In noch grösserem Um- 
fange bewirkten es die Praxis und das Herkommen, wozu um 
so mehr Raum war , da die Gesetze sich über die Verpflichtung 
der Grundslücke und Personen zur Entrichtung der jedesmal 
angeordneten Steuer in der Regel nur in sehr allgemeinen und 
unbestimmten Ausdrücken erklärten, über deren Versländniss oder 
nähere Feststellung nur die Anwendung und der Gebrauch Klar- 
heit und Sicherheit geben konnten. Unter diesen Umständen war 
es natürlich , dass die Steuerform , welche zur Beschafl'ung der 
Mittel für einen bestimmten Zweck zuerst ausgebildet 
oder doch am z weckmässigslen entwickelt und am festesten 
ausgeprägt war, benutzt wurde, um auch die für andere Aus- 
gaben erforderlichen Summen zu erheben. Diess traf insbeson- 
dere die Armen st euer. Ist dieselbe auch keineswegs die 

1) Report Oll Locol Taxation p. 13 ff. 

2) Reyort on Locol Taxation p. 15. 
3j Ebendaselbst p. 23. 
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älteste Gemeindesteuer, so hat sie sich doch bereits im sechzehn- 
ten Jahrhundert entwickelt, und wurde sehr bald ihrem Betrage nach 
bei weitem die erheblichste. Die Ausgaben für die Armenpflege 
betragen noch jetzt, nachdem es gelungeh ist, sie beträchtlich 
zu ermässigen, und nachdem diejenigen für andere Gegenstände 
beträchtlich gewachsen sind, so viel und selbst mehr, als für alle 
übrigen Gemeindezwecke zusammengenommen. Aus diesem 
Grunde wurde ihrer Veranlagung die meiste Sorgfalt zugewendet 
und in Beziehung auf sie am häufigsten die richterliche Ent- 
scheidung zur Beseitigung der Zweifel über die Auslegung des 
Gesetzes eingeholt. So gelangle die Armensteuer am frühesten 
zu einer festen, im Laufe der Jahrhunderte nur wenig sich ver- 
ändernden Gestalt und dabei zu einer Form, die zur Erhebung 
bedeutender Summen geschickt war. Es war daher natürlich, 
dass die Armensteuer mehr und mehr dazu benutzt wurde, um 
durch Zuschläge zu derselben — wie wir uns ausdrücken 
würden — die Mittel auch für andere Gemeindebedürfnisse zu 
beschaffen. Die Rücksicht auf die Zweckmässigkeit der Ver- 
waltung, oft auch nur auf die Bequemlichkeit der mit der Wahr- 
nehmung einer Pflicht Beauftragten war so einflussreich, dass 
nicht nur in neuerer Zeit die meisten (neu entstandenen) Ge- 
meindebedürfriisse nach Anordnung .der Gesetze aus der 
Armensteuer (out of tke poor rate , d.h. durch Zuschläge 
zu derselben) bestritten werden, sondern auch ohne Autorisation 
der Gesetze, ja selbst gegen den Wortlaut derselben — 
welcher für verschiedene Zwecke vielfach andere Grenzen der 
Steuerpflicht zieht — die Mittel für andere Gegenstände der 
Communalverwaltung durch Zuschläge zur Armensteuer erhoben 
werden '). Gegenwärtig ist die angedeutete Entwickelung dahin 
gediehen, dass man in England in der Regel nur drei Local- 



1) Die Kirchensteuer, obwohl älter, als die Armensteuer, wird, ohne 
dass die Gesetze einen Anhalt dazu geben , fast allgemein aus der Armen- 
steuer gezahlt; die Deich- und Abzugsgrabensteuer (Seicer*-r«fe) ebenfalls, 
obwohl für letztere das Gesetz ausdrüclclich die Pflicht der Steuerzahlung 
abweichend wie bei der Anf.«nsteuer festsetzt. Aehnlich verhält es sich 
noch mit manchen anderen ihrom Betrage nach allerdings minder erheb- 
lichen Steuern. Vergl. Report on Local Taxation p. 23 ff. p. 41 und 57- 
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steuern unterscheidet, welche besonders erhoben werden, 
nämlich 1} die Grafschaftssteuer, County-rate, 2) die 
Armensteuer, Poor-rate und 3} die Wegebausteuer 
Highway-rate, nebst den Wegezöilen (Twnpike tolls) '). 

Wie wir sogleich näher sehen werden , unterscheiden sich 
selbst diese Steuern in Beziehung auf die Verpflichtung der 
Personen und Grundstücke zur Steuerzahlung, sowie auf 
die Form der Erhebung nicht erheblich von eifiander; für 
die Grafschaftssleuer bedarf es nur einer Ausgleichung der in 
den verschiedenen Kirchspielen oft sehr ungleichförmigen Ab- 
schälzungen des Grundeigenthums; für die Wegebausleuer der 
Heranziehung des Grundeigenlhums, weichesaus historischen 
und ohne genügende innere Gründe — von der Armensteuer 
befreit geblieben ist. Man kann daher sagen, dass, abgesehen 
von Unerheblichen Abweichungen im Einzelnen, dem Wesen nach 
in England nur eine Sleuerform zur Erhebung von Geldmitteln 
für Communalzwecke besteht, und das ist die, welche zunächst 
zur Bestreitung der Kosten der Armenpflege sich entwickelt hat, 
und dem entsprechend die Armensteuer genannt wird. Es 
wird daher genügen, dieser eine ausführliche Betrachtung zu 
widmen; die Modificätionen, welche bei der Erhebung der Graf- 
schafts- und Wegebausleuer eintreten, können dann mit wenigen 
Worten erläutert werden. 

1) Die Armenstener {Poor-roie). 

Die gesetzliche Grundlage für die Erhebung der Armen- 
steuer ist nocli heute die berühmte Akte Elisabeths, durch welche 
die Verpflichtung der Kirchspiele zur Unterhaltung ihrer Armen 
defmitiv fesigestellt und nach bestimmten Gesichtspunkten ge- 
regelt wurde *3- Die Be^stimmungen dieser Akte über die Bei- 
tragspflicht sind über 200 J»hre im Wege der Gesetzgebung 
nicht abgeändert, noch auch ergänzt worden; erst im Laufe der 
letzten Decennien ist man hierzu geschritteii. Dagegen erfolgte 

1) Finanee and Trade j>. 36. Vgl. Financial Statement of tlie Chan- 
cellor uf the Exehequer (Disraeli) the Z<' Dee. 18.>2. Ilansard Par- 
liamentary Debates, Third ISeries, Vol. 123. p. 85«. 

2) 48 Elisabeth Cap. IL An Act for the Relief of the Poor (1601). 
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die nähere Bestimmung über die Auslegung und Handhabung des 
Gesetzes allerdings durch die Entscheidungen der Gerichte. 
Die wichtigsten Streitfragen wurden dadurch erledigt, oft in 
einem Sinne, den man nach dem Wortlaute der Akte nicht er- 
wartet hätte. Im Allgemeinen wurde die Steuerform dadurch 
ziemlich fest geregell, und erst in neuester Zeit empfand man, 
wie gesagt, das Bedürfniss, dem Herkommen die Stütze und 
Ergänzung gesetzlicher Bestimmungen zu geben. 

Die Ausdrücke der Akte Elisabeths, welche die Verpflichtung 
gewisser Personen und Grundstücke zur Entrichtung der Steuer 
aussprechen und begründen, lauten elwas unbestimmt. Nach 
ihrem allgemeinen Sinn und bei einer durch keine besondere 
Rücksichten bestimmten Autfassung sollte man — wie sachkundige 
Engländer selbst einräumen — glauben, das Gesetz habe alle 
Einwohner nach ihrer Sleuerfähigkeit (ahility) und zwar 
ebensowohl von ihrem beweglichen, als von ihrem unbe- 
weglichen Vermögen zur Steuerzahlung verpflichten wollen, 
und dass nach der vorherrschenden Ansicht die Steuerfähigkeit 
(ability) nach dem Einkommen zu beurtheilen, eine allge- 
meine Einkommensteuer sich hieraus werde entwickelt 
haben '3. Diess war indess keineswegs der Gang der Dinge. 



1) Die Worte der Akte Elisabeths (43 Eliaah. Cap. II. §. 1) lauten 
„io raise tteekly or olherwixe (by taxalion of every inhabilant, fanoit, 
vicar and other, and of every occupier oflands, houtes, lilhes, coal-mine» 
or saleable underwoods in the Said parish in such compelent sum and 
sums of money as they skall think fit) a convenieut stock uf fiax Ate. and 
also eompetent sums of money . . . . to be galhered out of the same parisit, 
aceording to the ability of the same parish." (d. h. wöctientlich oder in 
andern Terminen, durcli Besteurung jedes Einwohners, Pfarrers, Vikars oder 
andern [Einwohners] und jedes Inhabers von Acker, Gebäuden, Zehnten, 
Kohlengruben oder verkäuflichen Niederwald in dem genannten Kirchspiele 
in solchen hinreichenden Beträgen, als sie für gut befinden, einen angemes- 
senen Vorrath von Flachs u. s. w. zu beschaffen — und desgleichen hinreichende 
Summen von Geld .... welche aus demselben Kirchspiel nach dem Ver- 
mögen (der Leistungsfähigkeit) desselben Kirchspieles erhoben werden 
sollen"). Dass hierunter al I es Vermögen, das bewegliche wie das un- 
bewegliche habe begriifen werden sollen, wird allgemein anerkannt. 
Cf Report on the lates relating to Parochial Asseismenls. Evidence 
Q. 2. 166-170. 176 und a. m. 
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Die Gerichte gingen von der Ansicht aus, dass die Worte des 
Gesetzes in Beziehung auf die Verpflichtung zur Steuerzahlung 
in dem engsten Sinne ausgelegt werden miissten. Daraus, 
dass in dem Gesetze Kohlengruben und verkäuflicher Niederwald 
ausdrücklich als steuerpflichtig aufgeführt waren , zogen sie den 
Schluss, dass andere Bergwerke — wie etwa Eisen-, Blei- 
oder Zinngruben u. s. w. und in ähnlicher Weise Hochwald 
(Bauholz) u. s. w. — nach der Absicht des Gesetzes der Steuer 
nicht unterworfen sein sollten. Noch folgenreicher war es, 
dass die Gerichte die Frage, in wie weit bewegliches Ver- 
mögen steuerpflichtig sei, in demselben Sinne entschieden. Zu- 
nächst wurde alles durch persönliche Leistungen Qm Unterschiede 
von Besitz} erworbene Emkommen — wie Arbeitslohn, Gebühren 
der Advokaten, Gehälter u. s. w. — für nicht steuerpflichtig 
erklärt. Aber auch auf Zins verliehenes Geld und das Betriebs- 
kapital der Pächter (f armers stock, d. h. sein Vieh, seine Ge- 
treide- und FuUervorräthe, seine Geräthschaflen), lagen nach der 
Entscheidung der Gerichte ausserhalb der Grenzen der Steuer- 
pflicht. Dieselben stellten die allgemeinen Grundsätze auf, dass 
Eigenthum, um steuerpflichtig zu sein, Einkommen gewähren, 
sichtbar sein und innerhalb des Kirchspieles be- 
legen sein müsse. Hiernach blieb vom beweglichen Vermögen 
nur noch das im Handel und Gewerbe angelegte Capital 
(stock in trade) übrig. Die Gerichte entschieden nun allerdings, 
dass dieses der Steuer unterworfen sei '). Gleichwohl blieb 
diese Entscheidung ohne praktische Folgen. Abgesehen von 
den Schwierigkeilen der Ermittelung und Schätzung des Betriebs- 
capitales im Handel und Gewerbe, halte das Gesetz keinen Maass- 
stab für dessen Besteuerung im Vergleich zur Besteuerung des 
Grundeigenthums angegeben. Die Gerichte entschieden aber, 
dass das Betriebscapital viel geringer als das Grundeigenthum 
besteuert werden müsse. Die in einzelnen Fällen von den. Ge- 



1) Vergleictie hierüber so wie über das Folgende (über die Grenzen 
der Steuerpflictit) den Report un Locol Taxation pag. 30—66 und Report 
0« Parochial Assessment» {broitgM from tlie Lord») pag. 3—9 (Evidence 
of Cornew. Lewis p. 7—34). 
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richten dem Belriebscapilal auferlegle Steuer war im Grunde nur 
nominell und zeigte, dass dieselben der Besteuerung des be- 
weglichen Vermögens überhaupt abgeneigt waren (weil sie die- 
selbe für unausführbar hielten) und nur gegen den klaren Buch- 
slaben des Gesetzes dasselbe nicht gänzlich befreien konnten '). 
Gleichwohl blieb es unmöglich , dasselbe nach diesen Entschei- 
dungen der Gerichte wirklich zur Steuer heranzuziehen, da ohne 
die Feststellung eines Grundsatzes, w i e der Ertrag des beweg- 
lichen Vermögens geschätzt und in welchem Verhältniss (jm 
Vergleiche zum Reinertrage des Grundeigenthums) derselbe be- 
steuert werden solUe, keine Steuer auferlegt werden konnte, 
die man bei einer Appellation an die Gerichte dagegen auf- 
recht zu erhallen vermoclit halle '^). Diese Lage der Gesetz- 
gebung und der Mangel an innern Gründen, einen Theil des 
beweglichen Vermögens zu besteuern, während ein anderer 
davon befreit blieb, hat das Parlament vermocht, in neuerer Zeit 
die Besleurung auch des . in Handel und Gewerbe angelegten 
Vermögens einstweilen zu suspendiren. Eine definitive Erledigung 
hat diese Frage wohl nur desswegen noch nicht gefunden, weil 
bei einer solchen ein Zurückgehen auf Grundlagen der ganzen 
Steuer und eine anderweile Feststellung derselben nicht wohl 
zu vermeiden sein würde. P r g k t i s c h ist die Armensteuer nach 
dem, was so eben erörtert wurde, gegenwärtig nichts mehr und 
nichts weniger als eine Grundsteuer. Principiell ist sie bis 
jetzt nicht dafür erklärt. Da die Armenlast ursprünglich nicht 
dem Grundeigenthum allein auferlegt worden war, würden die 
Grundbesitzer gegen eine solche Veränderung der Principien 
des Gesetzes ohne Zweifel W^iderspruch erheben, wenn sie schon 



1) Eoidence ofCornete. Lewii on Parochial AssMsmeul» p. 13. cf. p. 25 
und 26. (Report on ParocMal Asxestmenis, Kvidenee Q. 2. 18. 20. 23.) 

2) Vnle»* the law laid down some principle of atsesting proßlg, and 
again of taking a pereenlage ofthose profiii, I reallt/ cannot conceive how 
any rate could be imposed upon slock in trade whicli eould be suslained 
wpon an appeal. Evidenee of Cornewall Lewis on Parochial Assessmenls 
p. 14. Thi law in its prexenl State, with regard to the raling of personal 
propertg is so obseure and unsettied, thal it would be impossible for 
overseers to apply it. Ebd. pag. 15. 
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den thatsächlichen Zustand einstweilen tragen und selbst 
wenig Hoffnung haben mögen, diesen verändert zu sehen. Ver- 
suche in dieser Beziehung sind wirklich gemacht, indem einer- 
seits vorgeschlagen wurde, die Armenlast, wenn nicht ganz, so 
doch zum Theil auf die Staatskasse zu übernehmen, andrer- 
seits die Mittel zur Armenpflege durch eine locale Einkom- 
mensteuer zu beschaffen. So wenig Erfolg diese Versuche 
auch hatten, so erklären sie doch hinlänglich, wesshalb die Ge- 
setzgebung von einer durchgreifenden und grundsätzlichen 
Abänderung der Akte Elisabeths, soweit dieselbe die Grenzen 
für die Steuerpflicht zieht, Abstand nimmt, zumal jede andere 
Fassung des Gesetzes weitere Folgen, als man beabsichtigt, 
haben kann. 

Faktisch ist dagegen, wie gesagt, die Armensfeuer eine 
Grundsteuer, von der nur, wegen der zufälligen Fassung des 
Gesetzes und der dasselbe im engsten Sinne auslegenden Ge- 
richtsentscheidungen, einige Arten von Grjndeigenthum, wie Erz- 
gruben und Hochwaldungen ') , sowie ferner die ausserhalb des 
Kirchspielverbandes liegenden Orte und Plätze (Exfraparochial- 
places) ausgenommen sind. Da die Akte Elisabeths nämlich 
ausdrücklich die Kirchspiele zur Unterstützung ihrer Armen 
verpflichtet, haben die Gerichte, nach dem vorhin schon er- 
wähnten Grundsatze der sirictesten Auslegung entschieden, dass 
die ausserhalb des Kirchspielsverbandes liegenden Plätze zur 
Unterstützung ihrer Armen nicht verbunden seien. In diesen 
wird daher eine Armensteuer bis heute nicht erhoben '). 



1) Man bezweifelt in England selbst nicht, dass diese Entscheidungen 
der Gerichte gegen den wirklichen Sinn der Akte Elisabeths ergangen sind; 
dass diese jede Art von Grandeigenthum habe besteuern wollen und gewisse 
Klassen desselben nur beispielsweise, nicht um andere auszuschliessen, nam- 
haft gemacht habe. Report o» Paroekial AaessmetHs p. 43. Q. 175. Die 
Ausnahme der Wälder ist von keiner Erheblichkeit, da hohe Bäume in Eng- 
land jetzt fast nur noch in den Parks gefunden werden und mehr zum Schmuck 
des Landes, als zum Nutzen des Eigenthümers dienen. Die Befreiung aller 
Gruben, mit Ausnahme der Kohlengruben von der Steuer ist dagegen aller- 
dings von grosser Bedeutung. 

2) Auch dieser uns freilich auffallende Punkt bildet in neuerer Zeit den 
Gegenstand ziemlich lebhafter Beschwerden. Vgl. R^ort cn Paroch. As- 
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Die Grundsätze für die Verlheilung der zu er- 
hebenden Summen auf das sleuerpflichlige Grundeigenthum haben 
sich folgendermaassen entwickelt. 

In der ersten Zeit nach EinPahrung der Steuer und so lange 
sie noch unerheblich blieb, verlheilte man die Last ziemlich roh 
nach der Morgenzahi der Besitzungen; in dem Maasse, als die 
Steuer wuchs, nahm man mehr Rücksicht auf die Beschaffenheit 
des Landes und scheint bis zur Regierung Wilhelm IIL die 
wirklich gezahlte Pachtrente ziemlich allgemein zum 
Maasstabe gewählt zu haben. 

Während dieser Regierungszeit wurde die Angemessenheit 
dieses Maasstabes bezweifelt und seitdem darauf Rücksicht ge- 
nommen, ob etwa wegen der besonderen Bedingungen der Pacht 
der wirkliche Miethwerth des Grundstückes von der Ihatsäch- 
lich gezahlten Pachtsumme verschieden sei. Im Jahre 1830 
wurde durch eine Entscheidung des Gerichtshofes (Queens 
Bench) festgestellt, dass die Rente oder die Summe, für welche 
das Grundstück zu verpachten sei, den gesetzlichen Maasstab 
für die Vertheilung der Steuer bilde. Da das Gesetz Elisabeths 
den Inhaber (occupier, tenant), nicht den Eigenthümer, wo 
beide verschiedene Personen sind, zur Zahlung der Steuer ver- 
pflichtet, so folgte hieraus von selbst, dass alle Lasten und 
Steuern, welche gesetzlich den Pächter trafen, von dem (Roh-) 
ertrage des Grundstücks abzusetzen waren. Dagegen die Ab- 
gaben und Lasten, welche gesetzlich der Grundherr zu tragen 
hatte, durften nach der Entscheidung der Gerichte von der Pacht- 
rente nicht ferner in Abzug gebracht werden, wenn sie auch 
ohne Zweifel noch eine Schmälerung des wirklichen Reiner- 
trages zur Folge hatten '). 

tessmenl» Q. 328. Dass er nocli nicht erledigt ist, hat seinen Grund wahr- 
scheinlich theils in den Schwierigkeiten der Armensteuerfrage überhaupt, 
theils in dem nicht bedeutenden Umfange und der wenig zahlreichen Be- 
völkerung dieser Plätze. Es handelt sich um 555 Plätze, die einen Flächen- 
raum von 247,000 acres einnehmen und eine Bevölkerung von nicht mehr 
als 105,000 Einwohner zählen. Die vornehmsten derselben sind die Colleges 
zu Oxford und Cambridge, der Gebietsumfang aller Kathedralkirchen, die 
Königlichen Forsten und die Gebäude einiger Gerichtscorporationen (Inns of 
Court) zu London. Vgl. Report on Paroehial Aisesstnent», Quest- 982—86. 
1) Report cn Locol Taxation p. 45. 
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Praktisch hat diese anscheinend aiuSallende Beschränkung 
keinen grossen Einfluss, weil nach Gesetz und Herkommen in 
England den Grundherrn fast nur noch die L a n d t a x e triilt, 
welche insbesondere, seitdem sie für ablöslich erklärt ist, anderen 
Ausgaben nicht gleich gestellt werden kann. 

Indess konnte auch , abgesehen hiervon , nicht unbemerkt 
bleiben, dass die Pachtrente noch nicht reines Einkommen ist, 
da für Instandhaltung des Grundstückes und dauernde Sicher- 
stellung des Ertrages, sowohl bei Gebäuden, als bei Ackerland 
noch beträchtliche Verwendungen nothwendig sind. Mit Rück- 
sicht hierauf hatte sich die Praxis mit Billigung der Gerichte 
dahin entwickelt, dass von dem Pachtertrage ein Pauschquantum 
C'/a — Vs) abgesetzt und nur der Rest als steuerpflichtiger 
Ertrag eingetragen wurde. 

Diese Grundsätze, welche also im Wesentlichen darauf hin- 
auslaufen, dass der wirkliche Reinertrag des Grundeigen- 
thumes zu besteuern sei, wurden bald uach der erwähnten Ent- 
scheidung des höchsten Gerichtshofes gesetzlich feslgeslelll. 
Nur ist die Fassung des Gesetzes nicht glücklich gewählt, so 
dass dadurch neuen Zweifeln Raum gegeben ist, deren weitere 
Erörterung indess — da die Absicht des Gesetzes unzweifelhaft 
ist — für Ausländer kein grosses Interesse hat '3. 



1) Die Alite 6 4 7. William IV. Cap. 96 lo regulate Paroehial As- 
sesament 19. Aug. 1836, bestimmte in ihrem ersten §. , dass die Armen- 
steuer fortan „nach der Schätzung des jährlichen R ein ertrages der Grund- 
stücke« (upon an Eatimale of the net aiintial Value of Ihe geverat He- 
reditamenU) veranlagt werden soll, „das heisst nach der Rente, für 
welche man das Grundstück angemessener Weise zu verpachten erwarten 
kann, frei von allen üblichen Steuern und Lasten des Pächters, sowie der 
etwaigen Zehntabfindungsrenle, und nach Abzug des wahrscheinlichen Ueber- 
schlags der jährlichen Kosten für Reparaturen, Versicherung und andere et- 
waige Verwendungen, welche erforderlich sind, um das Grundstück im er- 
tragsfähigen Zustande zu erhalten.« {That is lo say upon an Estimate of 
ihe Rent at which Ihe «ante might reaaonably be expecteä to let front year 
to year, free of all usual Tenants Rates and laxes and tilhe eommutation 
rentcharge, if any , and deducting therefrom Ihe probable average annual 
eost of the repairs, msuranee and other expetisesy if any , necessary to 
maintain thetn in a State lo command such rent.) Man sieht, dass der Aus- 
druck „die Pacbtrcnte, frei von allen üblichen Lasten" nicht ganz deutlich 
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Die Abschätzung der Grundstücke ist nicht auf bestimmte 
Zeitabschnitte beschränkt, noch einer einmal bewirkten für eine 
Reihe von Jahren Unabänderlichkeit zugesichert. Vielmehr sind 
die mit der Abschätzung beauftragten Beamten ermächtigt, eine 
Revision der Taxen vorzunehmen, so oft sie es für nothwendig 
finden. Auch steht jedem Betheiligten zu , so oft er will , auf 
die Revision seiner Abschätzung sowie der benachbarten Grund- 
stücke anzutragen. 

Die Akte Elisabeths überträgt die Abschätzung des steuer- 
pflichtigen Eigenthumes, die Veranlagung und die Erhebung 
der Steuer den jährlich durch die Friedensrichter ernannten 
Armenvätern Coverseers) — einem Amt, welches jeder dazu 
geeignete Einsasse zu übernehmen und unentgeldlich zu verwal- 
ten verpflichtet ist. Bei der wachsenden Wichtigkeit und Last 
der vielen ursprünglich mit diesem Amte verbundenen Pflichten 
hat man demselben allmählig einen Theil derselben abgenom- 
men, und ihre Erfüllung (besoldeten) Hülfsbeamten übertra- 
gen. So werdei» z. B. zur Verabreichung der Unterstützung an 
die Hülfsbedürftigcn — welche früher auch den Armenvätern 
oblag — seit der Reform der Armengeselzgebung (1834) be- 
sondere (besoldete) Beamte ernannt (relieving ofßciers). Aehn- 
licher Weise werden zur Erhebung der Steuer sehr häufig 
besoldete Hülfsbeamle Cassistant overseeri) angestellt. Auch 
zur Veranlagung der Steuer hält man die Armenväter nicht 
für geeignet. Nach der Aussage sachkundiger Männer über- 
lassen sie, wo möglich, auch diese Aufgabe besoldeten Hülfs- 
beamten. ') 

Daher ist in dem bereits erwähnten Gesetze vom 19. Aug. 
1836 der Centralarmenbehörde die Befugniss eingeräumt, auf 
Antrag des Armenralhes der Sammtgemeinde oder der Kirch- 
spielsbeamlen (wo dieses keiner Sammtgemeinde angehört) eine 



ist. Der Sinn ist „die Pachtrente, unter der Bedingung, dass der Pächter 
alle berliömmlichea Lasten und Abgaben äbemimmt. Allein nach dem Bach- 
staben können die Worte {the ren(, free frotii) auch anders verstanden 
werden, oder sind vielmehr ungewöhnlich und unverständlich. Report ou 
Locol Taxation f. 471. 

1) Report OH Paroehiat A»aessments Q. 285. 86. 



ia England. 233 

neue Abschätzung des Grundeigenthums durch besondere da- 
für bezahlte Beamte anzuordnen '). 

Wenn die Abschätzung der einzelnen Grundslücke vollendet 
ist, pflegt die Kirchspielsversammlung (veslry) zu beschliesson, 
welcher Abzug davon gemacht, oder welcher Theil des ge- 
schätzten Ertrages als der steuerpflichtige angesetzt 
werden soll '^^ 

Die Appellation wegen einer angeblich unrichtigen oder 
im Vergleich zu den Nachbarn nicht verhältnissmässigen Ab- 
schätzung gellt an die Friedensrichter. Früher mussle man 
sich alsobald an die Viert eljahres Sitzungen sämmllicher 
Friedensrichter in der Hauptstadt der Grafschaft wenden ^j. 

Neuerlich hat das Gesetz angeordnet , dass die Friedens- 
richter in den Bezirken (divisions) der Grafschaft jährlich min- 
destens vier besondere Sitzungen (special sessions) zur Erledi- 
gung der Steuerreclamationen abhalten sollen. Von der Entschei- 
dung dieser besonderen Sitzung steht innerhalb einer bestimmten 
Frist den Parteien noch die Berufung an die Vierteljahres- 
Sitzungen frei. Wird die Frist versäumt, so ist die Entschei- 
dung eine schliessliche *). 

Die Verhandlungen der Vierteljahressitzungen stehen unter 
der höheren Conirole der königlichen Gerichtshöfe zu 
West min st er. Die Friedensrichter holen, wenn sie über die 
Auslegung der Gesetze CQ^esHons of lau?) in Zweifel sind, in 
der Regel selbst die Entscheidung des königlichen Gerichtshofes 
(der Queens Bench) ein , indem sie die Streitfrage in der Form 
eines bestimmten Falles (case) an denselben bringen. Doch 
können auch die königlichen Gerichtshöfe ihrerseits die bei den 
Friedensrichtern schwebenden Verhandlungen durch einen Writ 
of certiorari an sich ziehen. Insbesondere gehört die Entschei- 
dung aller Streitfragen über die Verpflichtung zur Steuer- 
zahlung nicht vor die Friedensrichter, sondern ist den künig- 



1) 6 & 7 Will. IV. Cap. 96. §. 3, 

2) Report on Paroehial AtseasmenU Q. 265. 

3) Report on Loeal Taxation p. 82. 

4) 6 4 7 WiUiam lY. Cap. 96 §. 6. 

ZsiUchr. fUr SuaUw. 1835. 2> Heft. lg 
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liehen Gerichtshöfen vorbehallen. Nur die Frage, ob ein Grund- 
stück angemessen und in richtigem Verhältniss zu den übrigen 
abgeschätzt sei, eine Frage , bei deren Beantwortung es vor 
allen Dingen auf Kenntniss der örtlichen Verhältnisse und per- 
sönliche Anschauung ankommt, gehört vor die Friedensrichter '). 
Fragt man nach den Ergebnissen der Steuerveranlagung oder 
Abschätzung der Grundslücke, so erscheinen diese auf den ersten 
Blick und insbes.ondere einem an die gleichmässige Durchführung 
abstracter Grundsätze gewöhntem Auge ziemlich ungenügend. 

Das durch die älteren Gesetze und das Herkommen ent- 
wickelte Verfahren, sowie die in dem Gesetze vom 19. August 
1836 gegebenen Vorschriften, sind in mehrfacher Beziehung 
nicht ausreichend. 

Es fehlt einmal an einem Anhalt, welcher Abzug von dem 
Pachterlrage mit Rücksicht auf die Kosten der Instand- 
haltung gestattet sein solle. Es ist sogar in dem Gesetz nicht 
ganz genau gesagt, dass der Reinertrag als der steuerpflich- 
tige Erlrag angesehen und eingetragen werden solle , sondern 
nur, dass der steuerpflichtige oder Katastralertrag auf eine 
Schätzung des Reinertrages gegründet werden solle (made 
tipon an estimale of tke net value) , was nicht genug aus- 
schliesst , dass nur ein aliquoter Theil des Reinertrages als 
Katastralertrag angenommen werde ''}. Es ist also durch das 
Gesetz in doppelter Beziehung Gelegenheit gegeben, den Kata- 
stralertrag niedriger anzusetzen, als die Pachtrente; einmal, well 
ein Abzug mit Rücksicht auf die Kosten der Instandhaltung gestattet 
ist, zweitens, weil auch der so gefundene Reinertrag noch nicht 
unbedingt für den Katastralertrag erklärt werden muss. Dieser 
Spielraum wird von den Kirchspielen, wie leicht zu begreifen 
ist und schon angedeutet wurde, in ausgedehntem Maasse be- 
nutzt. Einen besonderen Anreiz zur Unterschätzurtg des Ertrages 
gab das seit 1739 sich feststellende und seit 1815 (durch die 
Akte 55 Georg III. Cap. 51 3 gesetzlich functionirte Herkommen, 
die Einschälzungen zur Armensteuer in gewöhnlichen Fällen auch 



1) Report on Parochial Aisessmenls, Evidence Q- 310. 311. 

2) Report on Loeal Taxation p. 52. 
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bei der Verthöilung der Grafs chaflssteuer zum Grunde zu 
legen '). Die Grenzen , innerhalb welcher man Abzüge vom 
Pachterlrage festsetzt , sind in den verschiedenen Kirchspielen 
sehr verschieden. Hier setzt man den Kataslralerlrag um 10%, 
dort um 25% bis 30% , ja bisweilen sogar um 507o niedriger 
an, als die Pachirente. Hierzu kommt, dass die Anordnung 
einer neuen Abschätzung durch besoldete Beamte nach der Be- 
stimmung des Gesetzes nur auf Antrag der Localbehörden er- 
folgen kann , diese indess nicht überall geneigt sind , einen 
solchen Antrag zu stellen. Ja selbst, wenn auf den Antrag des 
Armenralhs der Sammigemeinde eine neue Abschätzung des 
Grundeigenthums angeordnet und ausgeführt ist, sind die Kirch- 
spielsbehörden (oversecrs) nach der gegenwärtigen Lage der 
Gesetze nicht gebunden, dieselbe bei der Veranlagung der 
Steuer zum Grunde zu legen '^). Nachdem das Gesetz im Jahre 
1836 die Ermächtigung zur Veranstaltung neuer Abschälzungen 
ertheilt hatte, halten bis zum 1. Oct. 1842 von 15,635 Kirch- 
spielen und Gemeinden (townships — welche nicht zugleich. 
Kirchspiele sind) nur 4444 Gebrauch davon gemacht. Auch bei 
diesen neuen Abschälzungen blieb der Kalastralertrag noch häufig 
10, 15 bis 20% unter dem wirklichen Reinertrage. Dass in 
den übrigen Kirchspielen die Differenz meistens weit grösser 
war und der Kalastralertrag oft nicht die Hälfte des wirklichen 
Reinertrages erreicht haben wird, kann man, ohne weiterer 
Zeugnisse dazu zu bedürfen , aus dem Angeführten schliessen *). 
Seil dem Jahre 1842 ist indess eine wesentliche Besserung ein- 
getreten und in einem grossen Theil der übrigen Kirchspiele eine 
Revision der Schätzungen vorgenommen worden *}. 

Eine andere Lücke des Gesetzes liegt darin , dass nicht alle 
Arien von Eigenthum denselben Bedingungen der Benutzung 



1) Report on Local Taxation p. 51. 

2) Report on Parochial Assessmenls Q. 47 p. 258. 

3) An solchen Zeugnissen fehlt es indess keineswegs. Ausser dem 
Report on Local Taxation pag. 50 ff. vergl. Report on Parochial Assess- 
ments, Evidenee. Q. 276. Ebenda Q. 16. Vergl. Report o» Income tax. 
Qu. 1371. 2345. 2348 u. a. m. 

4) Report on Income tax. Q. 1371. 

16* 
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unterliegen und daher der Reinertrag derselben nicht immer auf 
dieselbe Art wie bei Aclterländereien entsprechend vermittelt 
werden kann. Bei den Renten z. B., welche an Stelle des Zehn- 
ten gegenwärtig bezahlt werden, findet sich keine Veranlassung 
mit Rücksicht auf die Kosten der Instandhaltung, Versicherung 
u. dgl. beträchtliche Pauschquanta abzusetzen. Da diese Renten 
ausserdem ihrem Betrage nach, genau bekannt sind; werden die 
Zehntberechligten allerdings verhältnissmässig höher als andere 
EigenthUmer besteuert '}. 

Nach einer andern Richtung hin bietet die Schätzung des 
Ertrages von Kanälen, Eisenbahnen u. dgl. Schwierigkeiten. Da 
dergleichen Anstallen der Regel nach nicht verpachtet werden, 
so ist auch schwer zu sagen, welche Summe ein angemessener 
Pachtpreis dafür sein würde. Der ganze Reinertrag dieser An- 
stalten kann der Steuer nicht unterworfen werden, ohne diese 
Unternehmungen gegen andere, bei denen das Betriebscapital 
von der Steuer frei bleibt, in Nachtheil zu stellen. Dagegen 
gibt das Leben und der Verkehr hier keinen genügenden Anhalt 
um zu bestimmen, welcher Theil des Ertrages als Grund- 
rente, welcher als Verzinsung des Betriebskapitales 
betrachtet werden solle. Die Gerichte haben diese Schwierigkeit 
indess nicht für so gross erachtet, um das Gesetz auf diesen 
Fall für unanwendbar zu erklären. Eisenbahnen und Kanäle 
könnten jedenfalls verpachtet werden, wenn es auch selten 
vorkomme '). So ist es denn den Parteien überlassen, sich zu 
verständigen und zu irgend einem Abkommen zu gelangen. Oft 



1) lieporl Ott Paroeh. AaesamenU Q. 10—17. Evidence of Comewall 
Lewis p. 22 ff. 

2) Vergl. Report on Parochial Asaesaments Q. 232—257. Dem Prin- 
cipe nach ist die Besteuerung der Eisenbahnen nach dem Pachtwerth nicht 
mehr unangemessen, als die von Gasanstalten, Kanälen u. dgl. Unterneh- 
mungen, bei welchen entweder durch ein ausdrückliches Privilegium oder 
doch durch die Natur der Verhältnisse ein Monopol staUfindet und der 
Regel nach der Eigenthümer der Anstalten sie selbst benutzt. Bei den Kanälen, 
Gasanstalten hat sich im Laufe der Zeit ein Herkommen gebildet, oder es 
ist in jedem einzelnen Falle ein gütliches Abkommen getroffen ; bei den 
Eisenbahnen dagegen ist die Sache noch nicht befriedigend erledigt, vergl. 
die folgende Note. 
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gelingt dies erst nach vielem Streit und langwierigen Processen. 
Die Kirchspielsbehörden schätzen nach Gutdünken ein und die 
Eisenbahnverwallungen appelliren dagegen , wenn sie sich über- 
bürdet glauben. Begreiflicher Weise werden die Eisenliahnen 
hiernach in den verschiedenen Kirchspielen oft sehr verschieden 
besteuert, je nach den Ansichten und Forderungen, welche die 
Kirchspielsbehörden geltend machen und die Eisenbahnverwal- 
tungen beschweren sich häufig nicht ohne Grund, dass sie in 
dem Gesetz keinen Schulz gegen unbillige Anforderungen der 
Kirchspiele finden '). 



1) Da die Eisenbahnen erst seit den letzten Decennien gebaut sind, ist 
die Besteuerung derselben noch eine ziemlich neue Frage. Die Kirchspiele 
sind erst allniälig inne geworden , welche einträglichen Steuerobjcete ihnen 
in den Eisenbahnen zuwuchsen und steigerten ihre Anforderungen an die- 
selben nach und nach , bis die letzteren sich dadurch beschwert fühlten und 
dagegen appellirten. Seitdem hat dieser Gegenstand viele und meistens sehr kost- 
spielige Processe veranlasst. Die Gerichte konnten indess nach Lage der Gesetze 
die Eisenbahnen nicht gegen eine sehr bedeutende Belastung schützen. 

Die London and NortliweslerH Eisenbahn, welche Anfangs in den 6 Graf- 
schaften welche sie durchschneidet, mit 2,445 l. besteuert war, d. h. mit '/150 
der Steuer der betrelTonden Kirchspiele, muss jetzt 128,000 l. d. h. den 3. Theil 
der Kirchspielssteuern entrichten. Die Brigbtoneisenbahn hat in 16 Kirch- 
spielen von einer Fläche von 86,500 Acres nur 69.^ Acres inne — etwa 12 
Acres pro engl. Meile — und muss davon gegen 10,000/. oder circa 14/. pro 
Acre an Steuer entrichten, d. h ebenfalls fast den 3. Theil der betreffenden 
Kirchspielssleuer, 

Die acht grösslen Eisenbahnlinien (North- Weilern, Great- Western, 
South- Wei/tern, Brighlon, Soulh-Eantern-, Midland-, Eaxlern Counlies 
und York and North- IHidland) zahlen im Durchschnitt etwa 20% ihrer zur 
Dividendenvertheilung kommenden Keineinnahme an Localsleuern. Dazu 
kommt noch die Einkommensteuer und eine Abgabe von .5»/o des Passa- 
giergeldes, so dass der vor dem Ausschusse der Lords vernommene Director 
der London-Brighton Eisenbahn die von den Eisenbahnen überhaupt zu 
tragenden Abgaben zusammen auf 35% ihrer unter die Actionäre zu ver- 
theilendcn Reineinnahmen berechnete. Ausser dem laste auf ihnen noch die 
Verpflichtung eines penny a mite Zuges , eines Zuges , bei welchem das 
Passagiergeld in der drillen Klasse .nicht über 1 penny pro Meile betragen 
darf — und der Beförderung von Soldaten und Poli/.eibeamten. Report on 
Parochial Assexsmentg Q. 349. 50. 361—63. 

Die Grundsätze, wonach die Eisenbahnen so hoch belastet werden kön- 
nen, sind die folgenden: Nach dem Gesetz vom 19. Aug. 1836 und den in 
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Die Mängel und Ungleichheilen, welche hiernach bei der 
Abschätzung des Grundeigenlhums allerdings vorkommen , haben 
indess nicht in dem Maasse eine ungerechte Benachtheiligung 
der höher eingeschätzten Personen zur Folge, als dies auf den 
ersten Anblick so scheinen könnte. Innerhalb des Kirchspie- 
les ist die Abschätzung — einzelne Klassen des Grundeigenthu- 
mes, wie Zehnten und Eisenbahnen vielleicht ausgenommen — im 
Allgemeinen eine ziemlich gleichmässige. Der Umfang der Kirch- 



Bezicliung auf dessen Anwendbarlieit ergangenen riclilerlichen Entsclieidun- 
gcn sollen sie, wie bereits erwähnt, nacli dem PacbUverlh besteuert wer- 
den. Da nun Verpaclitungen so gut wie gar nicht vorkonnnen , ist der 
Pacht wcrth nur ein vorausgesetzter und wird nach der Reineinnahme 
bestinimt, indem man von der ganzen Keineinnnlime nach den Vcrliältnissen 
des bewegliclien und unbeweglichen Verniügens der Eisenbahn für das erste 
einen nur unbedeutenden Abzug gewährt. 

Das tiesamnUvcrniögen der Eisenbahnen besteht — nach den Angaben 
des Directors der Brigblon-P^iscnbahn — im Durchschnitt etwa zu OS^/o im 
G r un d e i gen I h um und nur zu circa S^'o in beweglichem Vermögen. 
Die Anlage der Brighton-Eisenbahn z.B. hat 7 .Mill. l. gckoslet, und davon 
sind nur etwa 350,000 t. auf Maschinen, Wagen u. dgl. zu rechnen. Daher 
ist der Abzug, der mit Kiicksicht auf das bewegliche Vermögen gemacht 
wird, nur unbedeutend, fhatsächlicb ist die Localsteuer für die Eisenbah- 
nen nach gegenwärtiger t.iige der Geselze eine Besteuerung ihres G e - 
Schäftsgewinnes, nicht nur eine Besteuerung der Grundrente, wie 
bei dem landwirthschaftlicb benulzlcn 15 o d e n und den zum Fabrikbe- 
triebe u. s. w. benutzten Gebäuden. 

Bei den Kanälen hat sich historisch der Grundsatz ausgebildet, dass man den 
Ertrag derselben auf die Summe zu schätzen habe , welche durch die Erhebung 
von Zollen, Gebühren u. dgl. (nach Abzug der Kosten) würde eingenommen wer- 
den können, wenn die Benutzung unter solchen Bedingungen dem Publikum frei 
stände. Gegenwärtig werden sie vorzugsweise von den Eigenthümern selbst 
benutzt. Die meisten Gesellschaften für Anlage von Kanälen haben indess vor 
dem Beginn des Baues mit den betreffenden Kirchspielen Verträge dahin abge- 
schlossen , dass dieselben das von ihnen eingenommene Land nur zu dem 
Werthe einschätzen dürfen, den dasselbe vor der Anlage gehabt hat. Achn- 
liche Grundsätze wünschen die Eisenbaheverwaltungen begreiflicher Weise 
auch auf ihre Unternehmungen angewendet zu sehen, linden indess damit bis 
jetzt bei den gesetzgebenden Körpern keinen Eingang. Die Grundherren 
sind nicht eben geneigt die Eisenbahnen zu erleichtern, um die Last auf 
die eigenen Schultern nehmen zu müssen. Vcrgl. Report oh Parochial As- 
sensmenla Evidenpe Q. 351 fT. 92 ff. 
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spiele ist zu itlein, als dass die Vergleichung sehr scliwierig 
hätte sein können ; das Interesse der Steuerpflichtigen bei der 
Höhe der Last zu gross, das Mittel der Abhülfe, die Appellation 
an die Friedensrichter — nicht so fernliegend noch so kost- 
spielig, als dass erhebliche Ungleichheiten der Schätzung hier 
hätten ertragen werden sollen '}. Die Vertheilung von Lasten 
auf die Sammtgenieinden, welche seit 1834 eingeführt wor- 
den ist, erfolgt nicht nach dem Verhältniss des Reinertrages 
des Gemeindeeigen th ums, sondern nach dem Verhältniss 
der Ausgaben für das Armenwesen, so dass die Ungleich- 
heit der Abschätzung zwischen den verschiedenen Kirchspielen 
hierauf bis jetzt ohne Einfluss ist. Die Verlheilung der Graf- 
schaflssteuer erfolgt zwar allerdings auf Grund der Ein- 
sciiätzungcn zur Armensleuor, jedoch nicht ohne dass dabei 
vorher auf die Ungleichheil der Schätzung Rücksicht ge- 
nommen wäre. Die Friedensrichter in ihren Vierteljahressitzun- 
gen sind befugt, eine Berichtigung der Schätzung vorzunehmen 
und erhöhen die Einschätzungen des cjnen Kirchspieles gegen 
das andere V4 oder V3 u. s. w. je nach Befinden und Ermes- 
sen '}. Dass auf diesem Wege in den meisten Fällen eine leid- 
liche Ausgleichung ohne viele Schwierigkeiten zu erreichen steht, 
haben die neuerlich bei der Einkommensteuer gemachten Erfah- 
rungen bestätigt. In der Regel waren die behufs der Armen- 
steuer gemachten Abschälzungen für die Ermittelung des wirk- 
lichen Reinertrages (nach Maassgabe des Einkommensleuerge- 
selzes, welches ganz andere Grundsätze der Abschätzung oder 
richtiger gesagt , in Beziehung auf die gestatteten Abzüge 
vorschreibt), brauchbar. Es genügte, bei einigen Grundstücken 
durch eine specielle Revision sich zu überzeugen , welchen Tiieil 
des wirklichen Reinertrages der bei der Armensteuer kataslrirte 
Ertrag ausmache, und man fand dann den einkoramenstcuerpflich- 
tigen Ertrag durch die entsprechende Erhöhung des armcnsleucr- 
pflichtigen bei sämmllichen Grundstücken des Kirchspieles '}. 

1) Report on Purochial Aiises»menl» Q. 280. Heport 0» Income lax 
Q. 1388. 

2) Report on Parochial Assessmenls Q. 9(5. 102, 104. 

3) Report on Income taxQ. 1371. 1387 — 1390. 2810. 2867.3082. 3().s,V 88. 
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Endlich ist der Beirag der Grafschaflssleuer, wie wir sogleicli 
näher sehen werden, im Vergleich zur eigentlichen Kirchspiels- 
steiier nicht sehr erheblich , so dass die etwa noch übrigen Un- 
gleichheiten in der Schätzung verschiedener Kirchspiele praktisch 
keine grosse Bedeutung haben. 

Dennoch mag man sich immerhin wimdern, warum die in 
der Gesetzgebimg bemerkten Lücken nicht ergänzt und die Män- 
gel derselben nicht beseitigt werden, zumal dies nicht so schwie- 
rig zu sein scheint. Darauf ist zu erwiedern, dass der Gegen- 
stand lebliaft genug verhandelt und besprochen wird, auch bereits 
manche Vorschläge zu seiner Erledigung gemacht, manche Bills 
zur Verbesserung der Localsteuern eingebraclil sind. Wenn es 
indess — wie Lord John Rüssel kürzlich bemerkte — überhaupt 
die Art des englischen Volkes ist, sich zur Reform eines Man- 
gels in seiner Verfassung nach der ersten Anregung des Gegen- 
standes 30—40 Jahre zur gründlichen Untersuchung und allsei- 
ligen Erörterung der Frage (^nicht zu ihrer Begrabung in 
den Registraturen} Zeit zu lassen, so ist ein Vorschreiten auf 
dieser Bahn noch von besonderen Schwierigkeiten umgeben. 
Diese liegen in der eigenthümlichen Natur der Armenlast. 
Die Frage, wie die Armensteuer zu verbessern sei, ist kein 
blosses Problem der Finanzverwaltung. Es ist nicht die für sich 
stehende Aufgabe zu lösen , wie die Grundsteuer in England am 
zweckmässigsten zu veranlagen sei. Vielmehr handelt es sich, 
wie wir bereits oben zu erörtern Gelegenheit hatten, um die 
sehr viel verwickeitere Frage, wen der Staat mit Recht ver- 
pflichten kann, bestimmten Armen eine Unterstützung zu gewäh- 
ren, und ob er befugt ist, eine gewissen Grundstücken und Ge- 
genden historisch zugefallene Last nach den Grundsätzen 
einer gleich massigen Besteuerung anderweitig zu vertheilen. 

Wir kommen am Schluss dieser Betrachtungen noch mit 
einigen Worten auf diesen Gegenstand zurUck. 

2) Die Grafschaftssteaer 

kommt schon im frühesten Mittelalter vor, indem die Bei- 
träge zur Bestreitung der S t a a t s bedürfnisse vielfach von der 
Grafschaft im Ganzen gefordert und deren weitere Vertheilung 
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den Grafschaftsbeamten überlassen wurde. Die Erhebung der 
Grafschaflssleuer als einer Goinmunalsteuer, welche sich 
ohne Zweifel aus jenem Herkommen entwickelt hat, tritt, soweit 
die Nachrichten reichen, zuerst unter Heinrich VIII. deutlich her- 
vor, indem die Friedensrichter (1530—31) ermächtigt wurden, 
eine Steuer zum Bau von Brücken und bald darauf Q531 — 32) 
eine weitere zum Bau von Gefängnissen auszuschreiben'). 
Die von der Grafschaft beizusteuernde Summe wurde im 
Mittelalter auf die Hundreds und deren Unterabiheilungen repar- 
tirt; in neuerer Zeit wird sie auf die Kirchspiele vertheilt *J. 
Der Maasstab, wornach dies geschah, ist bis in das vorige De- 
cennium in den verschiedenen Grafschaften ein sehr verschie- 
dener gewesen '). Vorherrschend wurde jedoch der Reinertrag 
der armensteuerpflichtigen Grundslücke dazu gewählt , und durch 
die Acte 55 Georg III. c. 51 (1815) ausdrücklich hierauf hin- 
gewiesen , was um so näher lag , als durch dieses , so wie zum 
Theil schon durch ältere Gesetze angeordnet war, dass die 
Grafschaflssleuer von denselben Grundstücken „nach ihrem vollen 
Werth« zu entrichten sei, welche verbunden waren, die Armen- 
steuer zu zahlen *). 

1) Report on Local Taxation pag. 11. not. 

2) Ausdrüclilicli angeordnet wurde die Vertheilung der Grafschaflssleuer 
auf die Kirchpiele durch die Akte 12 George IL c. 29 (1739) woselbst zu- 
gleich bestimmt ward, dass sie aus der Armensteuer gezahlt, oder in der- 
selben Weise wie die Armensteuer erhoben werden solle. Report on Locol 
Taxation p. 15. 

3) In einigen Grafschaften bestand nach den Berichten der zur Unter- 
suchung dieser Verhältnisse (1832 — 1834) niedergesetzten Ausschüsse seit 
mehr als 100 Jahren ein Vertheilungsmaasstab , über dessen Grundlage und 
Entstehung die Localbehörden nichts Näheres anzugeben wussten ; in einigen 
wurde die Grafschaflssleuer nach der alten Landtaxe vertheilt , in andern 
nach der 1806 — 1815 erhobenen Einkommensteuer. Report on Local 
Tax. p. 53. not. 

4) The Jtislicea of the Peace, aasembled at their Quarter »ettion» 
■ .. .are hereby aulhori^ed and empowered, lo assesa and tax every pariah, 
townsMp, and ollier place whelher parochial or exlraparochial .... 
rateably and equally according to a cerlain poundrate of the füll and fair 
annual vatue of the meamages , lands, tenemenls and hereditament» ra- 
teable to the relief of the poor. 55 George Hl. Cap. 51. §. 1. Vergl. 
Report on Local Taxation p. 53. 
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Da es offenkundig war, dass die Abschätzung der Grund- 
stücke in den verschiedenen Kirchspielen sehr ungleich war, 
wurden die Friedensrichter ermächtigt, durch die Cunstablös, 
Kirchenvorsteher, Armenväter und Steuereinnehmer hierüber Be- 
richt einzufordern , auch wo es erforderlich schiene , durch be- 
sonders dazu bestellte Personen den Ertrag des Grundeigenthums 
in den Kirchspielen ermitteln und die Armensteuerkataster 
dem entsprechend, behufs der Grafschaflssteuer berichtigen zu 
lassen '). 

Wo die Friedensrichter von dieser Befugniss Gebrauch ge- 
macht haben, ist eine leidliche und insbesondere mit Hinsicht 
auf den Betrag der Steuer für die Praxis wohl ziemlich hinrei- 
chende , wenn auch nicht allen theoretischen Anforderungen ge- 
nügende Ausgleichung zwischen den Kirchspielen erreicht. Je- 
doch ist nicht überall eine Revision der Armensteuerkataster 
vorgenommen, und es ist wohl mit Recht bemerkt, dass ein so 
zahlreicher und mit so vielen andern Gegenständen überhäufter 
Körper, wie das Plenum der Friedensrichter in den Vierteljahres- 
sitzungen zur Wahrnehmung dieser Angelegenheilen nicht sehr 
geeignet sei. Es würde gewiss zweckmässiger sein, diese Ver- 
wallungsgeschäfte einem besonderen Ausschuss dieses Körpers 
zu übertragen '}. 

Die Grafschaftssleuer unterscheidet sich hiernach von der 
Armensteuer, wenn schon im Allgemeinen dieselben Grundsätze 
für die Sleuerpflicht und die Abschätzung bestehen, dadurch, dass 
die Friedensricliter eine Berichtigung der Armensteuerkatasler 
d. h. eine Erhöhung der Katastralerträge vornehmen können. 
Ausserdem sind der Grafschaftssteuer auch die Orte und Plätze 
unterworfen, welche ausserhalb des Kirchspielsverbandes liegen 
(extraparochial places) und auf welche desshalb bis jetzt 
— wie oben erwähnt — die Acte Elisabeths oder die Erhebung 



1) 55 George III. Cap. 51. §. 237. Vergl. Report on Taxation pag. 53. 

%) Dahin gell« der Vorschlag von Coruewall Lewis. Vergleiche dar- 
über, wie über das oben angeführte, überhaupt dessen .\nssagen vor dem 
Ausschusse der Lords. Report on Parochial Asseüsmenls Q. 96 - 101. 
Vergl. Report on Local Taxation p. 54. 
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einer Steuer zur Unterstützung der Hülfsbedürftigen keine An- 
wendung findet. 

3) Die Wegehaustener 

wird von denselben Besitzesgegensländen und nach denselben 
Grundsätzen wie die Armensteuer erhoben, mit dem alleinigen 
üntersdüed, dass die Befreiung der Erzgrubensteinbrüche und 
des Bauholzes von der Armen Steuer keine Exemlion von 
dieser Steuer begründet, diese Besitzesgegenstände vielmehr — 
wo dies von früherer Zeit her üblich war — auch ferner zur 
Wegebausteuer herangezogen werden können '}. 

Tl. Bewilligung der Steuern. 

Die englischen Gemeindeverhällnisse sind vielleicht in kei- 
nem Punkte von den Vorstellungen , die man auf dem Continente 
über die Gestallung derselben sich zu bilden pflegt, abweichen- 
der, als in Beziehung auf das Recht, die Mittel zur Bestreitung 
der Gemeindebedürfnisse zu bewilligen. 

Während wir es häufig als ein Fundamenlalgeselz des eng- 
lischen Staatsrechtes anzusehen pflegen , dass die Steuer- 
p flichtigen überall entweder selbst oder durch ihre gewähl- 
ten Vertreter die von ihnen zu zahlenden Steuern bewilligen 
und die Verwendung der erhobenen Summen genehmigen müs- 
sen, findet dieser Grundsatz auf die Erhebung und Verwendung 
der Gemeindemiltel nur zum kloinen Theil Anwendung. Wenn 
irgendwo so lernt man hierbei die Wahrheil und Bedeutung der 
von Engländern selbst gemachten Bemerkungen kennen, dass 
Lokalregierung Oocal government) darum noch nicht Selbsl- 
regierung (seif governmenl) sei , insofern man unter dem letz- 
tem Ausdruck eine demokratische, von der Gemeinde d. h. 
von den stimmfähigen Bürgern selbst oder ihren gewählten Ver- 
tretern geübte Regierung versieht. 

Die Institutionen Englands sind vielmehr auch bei den Ge- 
meindeverhältnissen aristokratisch. 

1) 5 & 6 William IV. Cap. 50. §. 27. 
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Die Summe der Gewalt liegt in den Händen der Lokal- 
Obrigkeit, welche in der Regel aus wohlhabenden Einsassen 
gebildet wird , und eine sehr unabhängige Stellung hat , jedoch 
dem Einfluss und der Conlrole einerseits der höheren Behör- 
den, und andrerseits der Gemeindeglieder und der öffent- 
lichen Meinung insoweit unlei liegt, dass dadurch ebensowohl 
die Verfolgung eigennülziger Zwecke statt des gemeinsamen 
Besten verhütet, als auch einer Yerirrung in absiracte Ansichten 
und einer Entfremdung von dem Volksleben vorgebeugt wird. 

Die Bewilligung und Beschaffung der nölhigen Gelder ist 
grösstentheils Aufgabe (d. h. Recht und Pflicht) der Behör- 
den, denen die Wahrnehmung der betreffenden Gemeinde- 
angelegenheiten unter persönlicher Verantwortlichkeit für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben anvertraut ist. 

Nur bei solchen Angelegenheiten, welche nicht zugleich das 
öffentliche Interesse wesentlich berühren , oder wenn es sich um 
Uebernahme neuer Verpflichtungen handelt, welche bis dahin 
nicht als eine Gemeindelast anzusehen waren, steht den Steuer- 
pflichtigen ein Bewilligungsrecht zu. Im Uebrigen sucht man 
ihre Interessen dadurch zu schützen , dass das Gesetz die 
Zwecke, für welche Beiträge von der Gemeinde erhoben wer- 
den dürfen, genau bestimmt, wie wir bereits oben ausein- 
ander gesetzt haben, — dass den Ausgaben, wo dies Ihunlich er- 
scheint , gewisse Grenzen gezogen werden , und dass die 
Verwendung der Gelder zu den gesetzlichen Zwecken einer 
wirksamen Controle unterworfen wird. 

In Beziehung auf die wichtigste Gemcindelast, die Armen- 
pflege legte das Gesetz Elisabeths die Beschlussnahme, so wie 
die Erhebung und Verwendung der Gelder ausschliesslich in die 
Hände der Armen väter (overseers), d. i. der Beamten, welche 
zur Unterstützung der Hülfsbedürftigen — von den Friedens- 
richtern — ausdrücklich bestellt wurden , und persönlich , d. i. 
mit ihrem Vermögen dafür verantwortlich waren, dass kein 
Hülfsbedürfliger ohne Unterstützung tleibe und die nölhigen 
Summen zur Erfüllung des Gesetzes stets in Bereitschaft seien. 

Durch die neuen Reformen im Armenwesen ist der Orga- 
nismus der Behörden ein mannigfaltigerer geworden und eine 
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Theilung der Gewalt eingetreten. Doch ist der Charakter der 
Einrichtungen in Beziehung auf die Beschaffung und Verwendung 
der erforderlichen Summen im Wesentlichen derselbe geblieben. 
Die Frage, ob der Anspruch eines Armen auf Unterstützung 
begründet sei, und wie viel ihm gewährt werden solle, ent- 
scheidet nur der Armenralh der Sammlgemeinde (Board of 
Guardians) ; eine Behörde , zu der ausser den von den Kirch- 
spielen gewählten Mitgliedern auch die von der Krone er- 
nannten Friedensrichter kraft ihres Amtes (ex officio) ge- 
hören '). Da diese Behörde immer nur nur zu entscheiden hat, 
ob in einem vorliegenden Falle Unterstützung zu verab- 
reichen sei, wobei sie zur Beobachtung der Gesetze verpflichtet 
ist, und im Allgemeinen von den Hülfsbeamten der Centralarmen- 
behörde beaufsichtigt wird, — da ferner in dringenden Fällen 
die Armenväter, und wo diese ihre Pflicht versäumen, die Frie- 
densrichter noch heute ermächtigt sind, die nöthige Unterstützung 
(in Naturalien, nicht in Geld) zu verabreichen, so sieht man, 
dass in Beziehung auf die Armenpflege von einer Bewilligung 
(und einer also au'-h möglichen Verweigerung) der dazu 
nöthigen Mittel seitens der Steuerpflichtigen überall nicht die 
Rede ist. Die Pflicht, für die Beschaffung der erforderlichen Sum- 
men zu sorgen, und zwar unter persönlicher Verantwortlichkeit 
mit ihrem Vermögen, ist den A r m e n v ä t e rn bis jetzt geblieben '}. 
Wie in Beziehung auf die Unterstützung Hülfsbedürfliger, so 
bestimmen auch hinsichtlich des Baues von Arbeitshäusern, 
der Errichtung von Bezirksschulen für arme Kinder (d. i. 
solche , die bereits der Armenpflege anheimgefallen sind) , der 
Anstellung .besoldeter Beamten bei der Armenverwaltung, 
die Behörden, was das Interesse des Dienstes erheische, und 
wie viel dazu zu verwenden sei. Und zwar ist es hier die von 
der Krone ernannte Centralarmenb ehörde, (Poorlau) 
Board) welcher in Beziehung auf die Anstellung von Beamten 
allein, in Beziehung auf den Bau von Arbeitshäusern im Ein- 
verständniss mit dem Armenrath der Sammtgemeinde — die 



1) 4 & 5 Will. IV. Cap. 76. §. 38. 

2) Report on Paroehial Asaessmenti, Eeidenee Q. 781 u. 782. 
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Beschlussnahme zusfeht '). Nur darf die zum Bau von Arbeits- 
häusern verwendete Summe den Betrag der sonst in einem Jahre 
durchschnittlich für das Armenwesen verausgabten nicht über- 
schreiten '}. 

Angelegenheiten, welche weniger das allgemeine Interesse 
berühren, sind allerdings der Entscheidung der Steuerpflichtigen 
überlassen. So z. B. ob den Armenvätern (overseers) besoldete 
Hülfsbeamte (assisiant overseers) besonders zur Erhebung 
der Steuern zur Seite gestellt werden sollen , ob man arbeits- 
fähigen Armen die Mittel zur Auswanderung bewilligen 
wolle u. dgl. *3- I*'6 Summen, deren Verausgabung von der aus- 
drücklichen Genehmigung der Steuerpflichtigen abhängt , sind 
indess im Vergleich zu denen, welche auf obrigkeitliche Anord- 
nung für das Armenwesen verwendet werden , nicht bedeutend. 

Wenn man den Gesammtaufwand für das Armenwesen, wie 
oben bemerkt, durchschnittlich auf 4,900,000 bis 5 Mill. /. veran- 
schlagen kann, so kommen hiervon auf die unmittelbare (per- 
sönliche) Unterstützung der Hülfsbedürftigen . 3,500,000 /. 
auf die Besoldung von Beamten nahe .... 600,000 
auf die Verzinsung inid Rückzahlung der zum 
Bau von Arbeitshäusern contrahirten Schulden *). 200,000 

4^00,000 /. 



t) 4 & 5 Will IV: Cap. 76, §. 23 und §. 46. 

2) Ebenda §. 24. Die Errichtung zon Bezirltsarmensclinlen darf die 
Centralbehörde sogar aucti o li n e Einwilligung der Armenräthe beschliessen 
und anordnen. Jedoch macht sie von dieser Befugniss (bis jetzt) keinen 
Gebrauch , sondern schreitet nur insoweit vor , als es ihr gelingt , die Zu- 
stimmung der Lolialbehörden zu gewinnen. 7 & 8 Viel. Cap. 101. §. 40. 
Vergl. Second Report of the Poor law Board 1849. pag. 14. 

3) Nach der Akte Poor law Amendment Act von 1834, (4*5 
Will ly. Cap. 76. §. 62) war die Zustimmung der Steuerpflichtigen selbst 
{rate-payers) erforderlich, um Gelder zur Beförderung der Auswanderung 
von Armen verwenden zu können. Nach 12 & 13 Victor. Cap. 103. §. 20 
genügt gegenwärtig der Antrag des Armenrathes der Sammtgemeinde 
unter Zustimmung der von dem betreffenden Kirchspiele gewählten Mitglieder 
dieses CoUegiums. Doch muss die Genehmigung der Centralarmenbehörde 
hinzutreten. 

4) Vergl. Sixth Annual Report of the Poor law Board 1853 p. 90 ff. 
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SO dass also die Aufbringung von beinahe ^Ao der ganzen 
Summe für die Steuerpflichtigen eine gebotene Pflicht ist. 
Dafür, dass die Summen allein zu den gesetzlichen Zwecken 
verwendet werden , sorgt man , wo die Rechnungsabnahme durch 
die regelmässigen Behörden ([die Guardians , oder schliesslich 
die Friedensrichter) dazu nicht ausreichen , durch die Bestellung 
besonderer Rechnungsrevisoren (auditors '}. 

Ganz ähnlich verhält es sich in Beziehung auf die Beschaf- 
fung der zur Verbesserung erforderlichen Mittel. Das Gesetz 
bestimmt, wie die Wege beschaffen sein sollen, verflichtet die 
Kirchspiele zur Bestellung von Wegeaufsehern Csurveyori) 
und macht diese persönlich dafür verantwortlich, dass die Wege 
sich in dem gesetzmässigen Zuslande befinden. Dagegen ist der 
Wegeaufseher ermächligl, eineWegebausleuer auszuschreiben und zu 
erheben, unter der Beschränkung, dass dieselbe im Jahre nicht mehr 
als 2.9. 6d. auf das Is/r. (nicht über 1 2 '/j "/ödes Reinertrages) betra- 
gen dürfe — ein Maximum, welches schwerlich je erreicht wird. Die 
Interessen der Steuerpflichtigen werden dadurch gewahrt, dass 
ihnen d^ie Einsicht der Rechnungen offen steht, und ausserdem den 
Friedensrichtern Rechnung gelegt und Bericht erstattet wird '_). 

Die Einwilligung der Steuerpflichtigen ist erforderlich, wenn 
es sich um Ausdehnung ihrer Verpflichtung über die Grenzen 
des Gesetzes und Herkommens handelt. Die Kirchspielsversamm- 
lung entscheidet, ob und unter welchen Bedingungen sie die 
Unterhaltung eines bisherigen Privatweges fortan übernehmen, ob 
sie dem Wegeaufseher eine Remuneration bewilligen, einen be- 
soldeten Steuereinnehmer anstellen will u. dgl. m. *). 

Dieselben Grundsätze wallen im We.senthchen hinsicht- 
lich der Kosten der Polizei Verwaltung ob. 

1) Cf. 4 & 5 Will. IV. Cap. 76. §. 47 und 7 & 8 Viclor Cap. 101. §. 32. 
Die Ernennung solcher besondern (besoldeten) Rechnungsrevisoren, die für 
mehre Sainmtgemeinden gemeinschaftlich bestellt werden können , so wie 
die Bestimmung ihres Gehaltes steht der Centralarmenbehörde zu. 1850 
waren bereits 50 solcher Rechnungsrevisoren mit einem durchschnittlichen 
Gehalt von 260 /. angestellt. Evidence of Cornew. Lewis on Parochial As- 
seismenl p. 74. 

2) 5 * 6 Will. IV. Cap. 50. §. 40. 44 u. 45. 

3) 5 & 6 Will. IV. Cap. 50. §. 23. §. 9. §. 36. 
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Nach den Landesgeselzen ist — wie oben näher angegeben 
wurde — jeder dazu Betähigte verpflichtet, die Dienste eines 
Constablers (persönlich oder durch Stellverlreler) zu übernehmen. 

Nach dem alten — in einem grossen Theile Englands noch 
zur Anwendung kommenden System ernennen die Friedens- 
richter aus der Zahl der Verpflichtelen so viele Personen als 
ihnen nolhwendig scheinen zur Yerrichlung des regelmässi- 
gen Dienstes. Tritt durch irgend weiche Verhältnisse eine Ge- 
fahr für die öfTentliche Ruhe und Sicherheit ein, der vorzubeugen 
die regelmässigen Kräfte der Polizei nicht ausreichen, so sind 
die Friedensrichter ermächtigt, ausserordentlicher Weise und 
zur Aushülfe, so viele Specialconstabler (special constablers) 
aus der Zahl der überhaupt verpflichteten Einsassen zu ernen- 
nen, als sie für nothwendig finden. Die Friedensrichter be- 
stimmen auch , was zur Ausrüstung der Constabler , sowie zur 
Entschädigung der ausserordentlich ernannten erforderlich ist. 

Ingleichen steht es den Friedensrichtern zu, darüber zu 
entscheiden, ob dieses System den entwickelleren Verhältnissen 
der Gegend noch entspreche , oder ob es durch die Organisation 
eines besoldeten Polizeicorps zu ersetzen sei. In letz- 
terem Falle schreiben sie selbst Jie Steuern zur Deckung der 
erforderlichen Summen aus; den Steuerpflichtigen steht eine Be- 
willigung von Mitteln nur insoweit zu, als sie über das hinaus- 
gehen wollen , was die Friedensrichter im öffenllichen Interesse 
beschlossen haben. Die Kirchspiele können da , wo die Polizei- 
diensle noch von den Einwohnern selbst der Reihe nach ver- 
sehen werden, die Anstellung besoldeter (Kirchspiels-) Constabler 
beschliessen '). Sie können, wenn die Friedensrichter ein be- 
soldetes Gonstablercorps errichtet haben, darauf antragen, dass 
in ihrem Bezirk (auf ihre Kosten) mehr Constabler, als die 
Friedensrichter beschlossen haben , angestellt werden ^) u. dgl ra. 

Dagegen haben sie keine Macht, sich der Aufbringung der 
Summen zu entziehen, welche die mit der oberen Polizeiver- 
waltung betraute Behörde für die Dienste verlangt. Die Frie- 



1) 5 & 6 Victor. Caf. 109. §. 18. 19. 

2) 3 & 4 Victor. Cap. ,88. J. 19. 
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densrichter bestimmen hierüber ganz selbstsiändig und sogar ohne 
Controle von Seiten der Steuerpflichtigen. Ganz in derselben 
Weise bestimmen die Friedensrichter auch, was zum Bau oder 
zur Instandsetzung von Gefängnissen, Correclionshäusern, Irren- 
häusern , der von der Grafschaft zu unterhaltenden ßrüclien 
u. s. w. erforderlich ist , schreiben die dazu nölhigen Steuern 
selbsiständig aus, und sind über deren Verwendung keine Rechen- 
schaft schuldig 'j. 

Diese ausgedehnte Gewalt der Friedensrichter über die Kräfte 
der Steuerpflichtigen ist in England selbst kürzlich Gegenstand 
der Erörterung geworden. Es wurden Vorschläge gemacht, und 
von der öfl'enllichen Meinung eine Zeillang mit Gunst aufgenom- 
men, der Körperschaft der Friedensrichter eine Vertretung der 
Steuerpflichtigen zur Seite zu stellen, der die Bewilligung der 
nolhwendigen Mittel, sowie die Controle über deren Verwendung 
zustände. Allein man hat sich überzeugt, dass für den bei 
weitem überwiegenden Theil der Ausgaben, welche die Friedens- 
richter nunmehr selbstständig beschliessen, die Natur der zti be- 
streitenden Bedürfnisse eine wirkliche (d. h. frei e) Bewilligung 
der Summen ausschliesst, sowie dass ein praktisches ßedUrfniss 
zur Veränderung des gegenwärtigen Systems kaum vorliegt. 
Daher hat man diese Vorschläge für jetzt auf sich beruhen 
lassen "). 

Schlnssbemerkungen. 

Blicken wir zurück auf die von verschiedenen Standpunkten 
aus gegebene Darstellung der Gemeindesteuerverhältnisse, so sehen 
wir wohl, dass die Gestaltung derselben nicht nach allen Seiten 
hin eine vollkommene genannt werden kann. Man ist vielmehr 
in England selbst auf das lebhafteste davon durchdrungen, dass 

1) The eounty juatiees , teho impose ihe Counly Rate and expend it, 
are free from all liabilily to aceounl and audit. Report 0« Locol Taxa- 
tion p. 115. Darüber, dass die Grafsctiaftssteuer zur Bestreitung der Kosten 
des Baues von Gefängnissen, Irrenliäusern , Brücken, sowie des Unterlialts 
der besoldeten Constabler Corps erhoben wird, vergl. oben Abschn. III u. IV. 

2) Vgl. Diaraeli's Financial »tatement 3. Decbr. 1852. Hansard 
Parliamentary Debates, Third Serie». Vol. 123. p, 854 ff. 

ZaiUchr. für Staatiw. 1855. 2> Heft. 17 
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— nachdem man die Dinge auf diesem Gehiete Jahrhunderte 
lang ihrem eigenen Enlwiclielungsgange überlassen hat — nun- 
mehr durchgreifende Reformen in mehr als einer Beziehung noth- 
wendig sind. 

Die mit der Untersuchung der Gemeindesleuerverhältnisse 
beauflraglen Armencommissarien schlugen in ihrem 1843 erstat- 
teten Bericht vor : 1) statt der vielen verschiedenen zu Gemeinde- 
zwecken erhobenen Steuern künftig nur eine einzige allge- 
meine Steuer (General-rate) auszuschreiben, aus welcher alle 
Gemeindebedürfnisse zu bestreiten seien; 2) diese Steuer von 
allem Grundeigenlhum — auch von jeder Verbesserung desselben 
sowie vom Zehnten — nach dem jährlichen Reinertrage desselben 
zu erheben, also die Steuerfreiheit der Erzgruben, der Hoch- 
waldungen und der ausserhalb des Kirchspielsverbandes liegenden 
Ortschaften aufzuheben ; 3} die Organisation der Behörden, 
denen jetzt die Veranlagung und Erhebung der Steuer obliegt, 
zu verbessern '). Diesen Vorschlägen schliesst sich im Wesent- 
lichen der zur Erwägung desselben Gegenstandes niedergesetzte 
Ausschuss des Hauses der Lords an, indem er befürwortet, dass 
alle Gemeindesteuern als Zuschläge zur Armensteuer und zugleich 
mit derselben erhoben, dass die Erzgruben gleich den Kohlen- 
gruben besteuert und auch die ausserhalb des Kirchspielsver- 
bandes belegenen Orte zu den Gemeindelasten herangezogen 
werden möchten. Auch werden von ihm, wenn gleich abwei- 
chende, Vorschläge zur Organisation der Behörden gemacht, um 
eine gleichmässige Abschätzung für alles Grundeigenthum zu 
erzielen *}. 

Indess legt eben dieser Bericht Zeugniss von den Ursachen 
ab, welche die Annahme dieser Vorschläge ohne Zweifel bisher 
vorzüglich verhindert haben. Der Ausschuss der Lords drückt 
zugleich seine Ansicht aus, dass die Unterstützung der Armen 
eine Nationalan gelegenheit sei, zu deren Tragung gerechter 
Weise jede Art von Eigenthum herangezogen werden sollte, 



1) Vgl. Report of Ihe Poor law Commia»ionert on Locol Taxation 
p. 144 f. 

2) Vgl. Report on the Laws relating to Parochial Atgessmentg {brought 
front ihe Lord») p. III. ff, 
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und WOZU nach der Akte Elisabeths jeder Einwohner nach seiner 
Leistungsfähigkeit (ability) beizutragen verpflichtet sei. Die 
fernere Befreiung des in Handel und Gewerbe angelegten Be- 
triebscapitals von seiner gesetzlichen Verpflichtung hält er nur 
einstweilen und nur solange, bis man genügende Mittel gefunden 
habe, um es zu ergreifen, für nolhwendig. Er empfiehlt den 

— von einem Mitgliede aus seiner Mitte — gemachten Vorschlag, 
die zur Armenpflege erforderlichen Mittel durch eine besondere 
Einkommensteuer statt durch Kirchspielssteuern aufzubringen, 
zu näherer Erwägung, wenn er schon nicht vorbereitet sei, über 
diesen Vorsclilag ohne eine fernere Untersuchung ein Urlheil 
abzugeben. 

Man sieht: es handelt sich bei der. Verbesserung der Ge- 
meindesteuerverhältnisse nicht allein um rein financieile Fragen 

— nicht blos darum, wie die bestehenden Steuerformen ver- 
bessert und die Stellung der Beamten dabei zweckmässig ver- 
ändert werden können. Diese Fragen, so wichtig sie sind, würden 
verhältnissmässig leicht zu beantworten sein, da nach langer und 
sorgfältiger Untersuchung der Sache über die wesentlichen Punkte 
Uebereinstimmung erreicht ist. 

Die Schwierigkeiten der Aufgabe entspringen aus einer 
andern Ouelle. Sie sind politischer, oder wenn man sich des 
vielfach gemissbrauchten Ausdruckes bedienen will, socialer 
Natur. 

Es handelt sich um die Frage : wen kann der Staat mit Recht 
verpflichten, die Hülfsbedürftigen zu unterstützen? Die Armen- 
pflege ist die bei weitem wichtigste unter allen Gemeindelasten. 
Dieselbe ruht jetzt thatsächlicb — nicht rechtlich — allein auf 
den Schultern der Grundbesitzer; sie ist durch die Gesetze den 
einzelnen Kirchspielen auferlegt und lastet in Folge einer Jahr- 
hunderte dauernden, durch sehr mannigfaltige Verhältnisse be- 
dingten, Entwickelung auf den verschiedenen Kirchspielen mit 
sehr ungleicher Schwere. Diese Ungleichheit wird von den 
hochbelasteten Kirchspielen um so mehr als eine Ungerechtigkeit 
empfunden, da man das Fundament, worauf ihie gesetzliche 
Ver|)flichtung anfangs im Wesentlichen beruhte — nämlich den 
Grundsatz, dass jedes Kirchspiel für die ihm angehörigen 

17* 
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(mit Heimathsrechl ausgeslalteten) Armen zu sorgen habe — 
im Laufe der Zeit mehr und mehr untergraben hat und gegen- 
wärtig sogar gänzlich zu entfernen beabsicliligt. 

So oft nun die Verbesserung der Gemeindesteuerverhällnisse 
in's Auge gefasst wird , kommen diese ungleich verwickeileren 
und wie wir bereils ausgesprochen haben, der Wahrheit nach 
unlösbaren Probleme mit in's Spiel. 

Das Giundeigenthum hat schon Versuche gemacht, eine Last 
mindestens theilweise von sich abzuwälzen, welche allein zu 
tragen es nicht einmal nach dem Buchstaben der Gesetze, viel 
weniger aus inneren Gründen verpflichtet ist. Als die Grund- 
besitzer ihre Interessen durch die Aufhebung der Kornzölle ernst- 
lich gefährdet hielten und gleichwohl die Unmöglichkeit einsahen, 
diese Maassregel rückgängig zu machen , strebten sie eine Er- 
leichterung ihrer Lasten zu erlangen. Zu dem Ende beantragte 
Disraeli im Frühjahr (19. Febr.) 1850, dass ein Theil der 
Koslen der Armenpflege — nämlich derjenige, welchen gegen- 
wärtig die Sammigemeinde (Union) trägt — (die sogenannten 
Establishment-Charges , d. i. besonders die Unterhaltungskosten 
der Arbeitshäuser und die Besoldung des Beamtenpersonals) auf 
die Staatskasse übernommen werden möchten '). Doch drang 
er damit nicht durch, und sah sich sogar genöthigt, als er bald 
darauf kurze Zeit selbst Finanzminister war, diesen Vorschlag 
fallen zu lassen. Diese Maassregel halte theils der Staatskasse 
Verlegenheilen bereitet, und weitere gerdhrliche Folgen nach 
sich gezogen, theils den Steuerpflichtigen eine nur unbedeutende 
Erleichterung gewährt, eine Erleichterung, welche durch die ver- 
minderten Kosten der Armenpflege — in direcler Folge der an- 
genommenen freien Handelspolitik — thatsächlich in grösserem 
Umfange, als er bei seinem Vorschlage in Aussicht genommen 
hatte, wirklich erreicht war *). 

Wenn indess hiernach die Frage, ob das Grundeigenthum 
die Armenlast allein tragen solle, auch vorläufig in den Hinter- 



1) Sielie Hanaard Parliämentary Debales , Third Serie». Vol. 103. 
p. 1051 ff. 

2) Vgl. Disraeli'» Financial Statement 3. Dec. 1852. Hantard 
Parliämentary. Debales, Third Serie». Vol. 123. p. 854 ff. 
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grund gedrängt ist, und die Grundbesitzer sich bei der ihnen 
faktisch zu Theil gewordenen Erleichterung neben der Zerstreuung 
der gehegten Besorgnisse in Beziehung auf die lödtliche Ver- 
letzung ihrer Interessen durch die freie Einfuhr fremden Ge- 
treides einstweilen iieruhigen, so ist sie doch keineswegs gelöst, 
und wird jedem Vorschlag zur Verbesserung der Gemeindesteuern 
Hindernisse in den Weg legen 'J. 

Noch lebhafter und allgemeiner beschäftigt die andere Frage 
die Gemüther: ob und auf welchem Wege die Ungleichheit 
der Last zwischen den verschiedenen Kirciispielen beseitigt 
oder doch vermindert werden solle? Diese Frage steht, wie 
oben angedeutet wurde, mit der ferneren , ob die Gesetzgebung 
über die Orlsangehörigkeit (SetlfemenO der Armen umgestaltet 
werden solle, in dem engsten Zusammenhange. Jedenfalls wird 
man die Orlsangehörigkeit nicht gänzlich aufheben und jedem 
Armen ein unbeschränktes Recht auf Unterstützung in seinem 
jedesmaligen Aufenthaltsorte einräumen können, ohne die Gesetze 
über die Verpflichtung, die nölhigen Mittel aufzubringen, zugleich 
durchgreifend zu verändern. 

Vorschläge in diesem Sinne sind in der Thal mehrfach ge- 
macht, worunter wir nur die beiden hervorheben wollen — nach 
gänzlicher Beseitigung des Begrilfs der Orlsangehörigkeit — die 
erforderlichen Summen entweder 1) von den Sammtgemein- 
den durch eine gle ich massige Steuer zu erheben, oder — 
nach einem anderen Plane — 2} dem Kirchspiel fortan nur 
'/s der Last aufzuerlegen und die übrigen '^/a durch eine gleich- 
massige allem Grundeigenthum im ganzen Königreiche gemein^ 



1) Es ist um so weniger anzunelimen , dass die Grundeigenttiüiner in 
England sicli auf die Dauer bei der gegenwärtigen falitisctien Lage der Dinge 
Leruliigen werden, ats in dem benachbarten Schotttand die Armensteuer auf 
eine Weise auferlegt wird , welche für das ländliche Grundeigenthum viel 
gün.Miger ist und die Sieuer einigerniassen einer Einttommensteuer nähert. 
Man unterscheidet daselbst nämlich verschiedene Klassen von Grund- 
eigenthum und setzt dessen stcuerpflicbligen Werlh je nach seiner Beschaffen- 
heit in verschiedenem Verhältniss zum Miethswerth an. So werden z. B. 
W'ohngebäude zum vollen Miethswerth (100 %) eingeschätzt, Kaufläden u. dgl. 
etwa zu 75 %; Faltiiken zu 50 "/o; Aclierland zu 33 "/o u. s. w. Vergl. 
Report OH Paruciüal A/tseisments. Eeid- Q. 3 ff. (p. 9 ff.) 
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sam aufzuerlegende Steuer aufzubringen '). Es ist hier nicht 
der Ort, den Werlh oder die AusfüJirbarkeit dieser Vorschläge 
näher zu prüfen. Es genügt, darauf hinzuweisen, dass die inneren 
Schwierigkeiten der Frage durch keinen solchen auf Gründen 
der äusseren Zweckmässigkeit beruhenden Vorschlag behoben 
werden, die Lösung der Aufgabe daher dadurch vielleicht hinaus- 
geschoben werden mag, aber nicht bewirkt werden kann '3- Auf 
der anderen Seite ist es klar, wie überwiegend die Bedeutung 
dieser Frage im Vergleich zu den rein financielien Verbesserungs- 
vorschiägen ist. So offen es hiernach zu Tage liegt, dass die 
Verhältnisse der Gemeindebesteurung in England mancher Ver- 
besserung bedürfen und grosse Schwierigkeiten darbieten, so ist 
doch ebensowenig zu verkennen, dass diese Mängel und Schwie- 
rigkeiten ihren vornehmsten Sitz in dem Grundsatz der gesetz- 
lichen Armenpflege haben: einem Grundsatz, der, wenn schon 
irrig, so doch noch Zeugniss ablegt von einer grossen 
W^ ah r he it. Der Staat spricht in demselben eine Verpflichtung 
aus, die den Menschen ohne Zweifel obliegt, obwohl nicht der 
Staat dazu berechtigt und geschickt ist, sie auf die entsprechende 
Weise zu ihrer Erfüllung anzuhalten. Einen entschiedenen Vor- 
wurf wegen dieser Ueberschreilung des ihm zukommenden Ge- 
bietes wird man dem Staat indess nur dann machen können, 
wenn der wahre Träger der Pflicht der Mildlhatigkeit — die 
Kirche im Stande und bereit sein wird, ihrer Aufgabe zu ge- 
nügen. 

Den Staat der von ihm übernommenen Pflicht einfach ent- 
binden wollen, so lange die Kirche nicht in der Lage ist, dieselbe 
wahrhaft zu orrüllen, hiesse nur sich über das Vorhandensein 
dieser Pflicht einer höchst verderblichen Täuschung hingeben. 
Dadurch, da.ss England den Pflichten der Mildlhatigkeit mit Energie 
und grossen Opfern im Wege der Staatsverwaltung zu genügen 
versucht, verwickelt es sich zwar unvermeidlich in ernste Schwie- 



1) Der erste Vorsclilag ist unter Anderem von Coode in seinem mehr- 
erwälinten Bericlit p. 134 IT. näher erläutert; der zweite wird von Paahley 
1. c. p. 356 f. ausrührlich begründet. 

2) Vergleiche die Anzeige des Werlies von Coode in den Güttinger 
gel. Anzeigen 1854. S. 536 ff. 
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rigkeiten; dennoch entsteht ihm der Lohn nicht, welcher der 
treuen Hingebung an eine — wenn auch nicht richtig aufge- 
fagste — Pflicht überall gebührt. Die geselzliche Armenpflege 
hat ohne Zweifel direcl und noch mehr durch indirecte Wirkun- 
gen wesentlich dazu beigetragen, dass die arbeitenden Klassen 
in England sich besser befinden , als auf dem Continent von 
Europa. Sie hat die Geselzgebung veranlasst und selbst ge- 
nöthigt, sich ernstlich mit den Zuständen der arbeilenden Klassen 
zu beschäftigen und daran gewöhnt, vor Schwierigkeiten und 
Gefahren nicht zurückzuschrecken , wenn es sich klar heraus- 
stellte, was zur Verbesserung des Zuslandes der arbeitenden 
Klassen erforderlich sei. 

Abgesehen von diesem Problem der gesetzlichen Armen- 
pflege, dessen weitere Erörterung gegenwärtig nicht unsere Auf- 
gabe ist, bieten die Gemeindesteuerverhältnisse Gelegenheit, die 
Durchführung mehrerer sehr wichtigen und heilsamen Grundsätze 
kennen zu lernen. 

Besonders wichtig scheint es uns hervorzuheben, dass das 
Beispiel Englands beweist, wie es zur Begründung einer wohl- 
thäligen localen Selbstständigkeit bei Verwaltung der üff"enllichen 
Angelegenheilen im Gegensatz gegen eine gefährliche Centrali- 
sation aller Regierungsgeschäfte weder erforderlich ist, den Grund- 
satz der Volkssouveränität anzuerkennen, oder alle Gewalt 
in die Hände der Gemeindeversammlungen zu legen, noch 
auch, die Ausübung der Öffentlichen Gewalt zu einem Annex um 
einzelner bevorzugter Grundslücke zu machen. 

Wir lernen ferner aus der Anschauung der dortigen Ver- 
hältnisse, dass es weder nothwendig noch auch zweckmässig ist, 
alle verschiedenen Communallasten demselben Verbände auf- 
zuerlegen, und dass man einem kleinen Verbände nicht jede Be- 
deutung und Selbstständigkeit zu nehmen braucht, wenn man ihn 
auch zur besseren Erfüllung bestimmter Zwecke mit andern 
zu einer Sammtgemeinde , Stadt- oder wie man den grösseren 
Verband sonst nennen mag, vereinigt. Es ist verkehrt, zuerst 
Gemeinden bilden zu wollen, und danach zu bestimmen, was 
diese neuen Gemeinden alles zu leisten haben, während es viel 
weniger Schwierigkeiten hat, Armenverbände, Wegebauverbände, 
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Polizeibezirke, Schulgemeinden u. s. w. aus den vorhandenen 
Gemeinden zu bilden und zu organisiren, nachdem man zu klaren 
und festen Ansichten darüber gelangt ist, wie man das Armen- 
wesen , das Wegebauwesen, die Polizeiverwallung, das Schul- 
wesen etc. ordnen will. Auf der andern Seite hat man auch 
in England die Erfahrung gemacht, dass die Bildung grösserer 
Verbände für (bestimmte) gemeinsame Zwecke keine Fortschritte 
macht, wenn man sie von der Zustimmung der b e t h e i 1 i g t e n 
Einzelgemeinden und insbesondere der Gemeindeversamm- 
lungen in denselben abhängig macht. 

In Beziehung auf das Steuerwesen insbesondere scheinen 
mir zwei Griuidsätze vorzügliche Beachtung zu verdienen. 

Der eine ist, dass es bei Beurtheilung der Frage, ob eine 
bestimmte Sieuerform gerecht und zweckmässig ist, gar sehr 
darauf ankommt, zu welchem Zweck die erhobenen Mittel 
verwendet werden. Das aus dem Mittelalter herslammende, in 
England noch nicht ganz verwischte Herkommen für jeden be- 
sonderen Z w e c k eine besondere Steuer auszuschreiben, 
kann zwar zu vielen Weitläufigkeiten und unnöthiger Mühe- 
wallung führen, hat indess doch das Gute, jene Wahrheit in 
lebhafterem Andenken zu erhalten, und die traurige Absiraction 
zu verhüten, als habe der Finanzmann für nichts anderes, als 
für eine möglichst wirksame und dabei so weil als thunlich 
weiche Presse zu sorgen. 

Der andere in England allgemein herrschende Grundsalz ist, 
dass keiner Behörde und auch keiner Versammlung (alsoMajo- 
r i t ä t) stimmberechtigter Gemeindeglieder ein unbeschränktes 
Besteuerungsrecht gegen ihre Untergebenen oder Mitbürger 
zusteht. Das Gesetz bestimmt ebensowohl, für welche Zwecke, 
als auf welche Art Steuern erhoben werden können, und zieht, 
wo diess thunlich erscheint, Grenzen für die Höhe der Be- 
lastung. Dass es dem Belieben der Behörde oder Gemeinde- 
versammlung überlassen werden könne, zu bestimmen, welche 
Zwecke und Interessen als gemeinsame zu betrachten und daher 
durch Gemeindemittel zu verfolgen seien, und auf welche Weise 
man die erforderlichen Summen aufbringen wolle, ist dem ölTent- 
lichen Recht in England ein völlig fremder Gedanke. Durch 
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die Einräumung einer solchen (legislativen) Gewalt würde man 
dort glauben, die Rechte und Freiheit der Person dem Miss- 
brauch und der Bedrückung durch die Localbehörden Preis zu 
geben. 

Endlich sind die Gemeindesleuerverhältnisse Grossbritanniens 
für die Behandlung der Grundsteuerfrage lehrreich. 

Dass das Grundeigenihum vorzugsweise verpdichlel sei, ge- 
wisse Gemeindelasten zu tragen, wie z. B. die Kosten des Wege- 
baues und der Polizeiverwallung, wird in England von Niemand 
bezweifelt. Ob es gerecht sei, die Armenpflege dem Grund- 
eigenihum allein aufzubürden, ist — und zwar mit Grund — 
bestritten worden. Sich der Wegebesserung und Unterhaltung 
der Polizei und anderen Gemeindelasten zu entziehen , hat das 
Grundeigenthum bis jetzt keine Versuche gemacht. Da die 
Zwecke, für welche durch die Localverbände Abgaben vom 
Grundeigenihum erhoben werden, bestimmt und mit den Interessen 
des Grundeigenthumes enge verwebt sindj da ferner die Grösse 
der erhobenen Summen sich stets nach dem Bedürfniss richtet 
und daher von Jahr zu Jahr wechselt; da endlich die Abschätzung 
des Grundeigenthumes nicht an gewisse Perioden geknüpft ist, 
noch auch Menschenallei^ hindurcli unverändert gelassen wird, 
so hat hier die Streitfrage, ob die Grundsteuer noch eine Steuer 
sei oder die Natur einer Rente angenommen habe, niemals ent- 
stehen können. 

Zuletzt ersieht man aus den in England sowohl bei den 
Gemeindesteuern, als bei der Einkommensteuer gemachten Er- 
fahrungen, dass die Abschätzung des Grundeigenthumes keinen 
unüberwindlichen Schwierigkeiten unterliegt, wenn man derselben 
nicht irgendwelche Theorien und Systeme, noch auch kunsiliche 
Taxprincipien , sondern die durch den Verkehr selbst an die 
Hand gegebenen Data zum Grunde legt und sich begnügt, ge- 
setzlich festzustellen, in welcher Weise nach Maassgabe derselben 
der steuerpflichtige Wertli bestimmt werden soll. Hat man die- 
sem Wege gemäss zuerst für eine gleichmässige Ab.schätzung 
des Grundeigenthumes innerhalb engerer Kreise und zwar 
behufs der besondern Localsleuera dieser engeren Bezirke ge- 
sorgt, so ist es dann nicht mehr schwierig, auch eine allen 
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praktischen Anforderungen genügende Ausgleichung der Ab- 
schätzung zwischen diesen Bezirken herbeizurühren. 

Die Anwendung dieser Lehren auf die preussischen Ge- 
meinde- und Steuerverhältnisse behalten wir uns für eine andere 
Zeit und Gelegenheit vor. 



